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Der Einladung des Präsidenten und des 
Vizepräsidenten der Sächsischen Landes-
ärztekammer zur 27. Tagung waren die 
Vorsitzenden der Kreisärztekammern, 
Miglieder des Vorstandes, Mitarbeitern  
der Sächsischen Landesärztekammer und 
Gäste gefolgt.

Aktuelle Probleme 
der Gesundheits- und 
Berufspolitik
Dr. med. Stefan Windau, Vizepräsident der 
Sächsische Landesärztekammer, ging in 
seinem aktuellen berufspolitischen Be-
richt insbesondere auf die aktuellen Vor-
schläge zur Gesundheitsreform und die 
Tarifverträge für Ärzte ein. Ausgehend 
von den Streiks der Ärzte in Deutschland, 
welche die Sächsische Landesärztekam-
mer unterstützt hat, bezeichnete Dr. Win-
dau die Tarifverträge grundsätzlich als 
Erfolg. Vor allem junge Ärzte in kommu-
nalen Krankenhäusern erhalten nun mehr 
Gehalt. Die Regelungen zur Arbeitszeit 
vermeiden eine dauerhafte Überbelastung 
der Ärzte. Negativ bewertete er die Zemen-
tierung des West-Ost-Gefälles in der Ver-
gütung bei den Landeskrankenhäusern.

Gesundheitsreform
Nach Ansicht von Dr. Windau sollte die 
große Koalition sich bei der Gesundheits-
reform nicht unter Zeitdruck setzen lassen 
und keine „handwerklichen Fehler“ bege-
hen. Den Streit in der Koalition über die 
Eckpunkte bezeichnete der Vizepräsident 
als Parteien- und Kompetenzstreit. Die 
bisher vorgelegten Referentenentwürfe soll-
ten nicht weiter verfolgt werden, weil 

„wir sonst in die Staatsmedizin verfallen“. 
Erreichen will das scheinbar die Bundes-
gesundheitsministerin Ulla Schmidt durch 
vier Punkte:

Einheitlicher Beitragssatz der Bundes-
regierung,
Steuerzuschuss,
Implementierung eines morbiditäts-
orientierten Risikostrukturausgleichs,
Krankenkassen als Beitrags-Einzugs-
stelle.

■

■
■

■

Von allen Akteuren im Gesundheitssys-
tem einheitlich kritisiert wird der Ge-
sundheitsfonds.

Der Start des Gesundheitsfonds ist für 
2008 vorgesehen. Vorbedingung ist die 
Entschuldung aller Krankenkassen. Dies 
fordern Union und SPD gemeinsam. Im 
aktuellen Entwurf entfallen ist die Rege-
lung zu den Präventionsleistungen, eben-
 so die Bestimmungen zum Sonderfonds 
Prävention und Gesundheitsleistungen. 
Die Absenkung der Belastungsgrenze für 
Chroniker soll an die regelmäßige Teil-
nahme an Vorsorgeuntersuchungen sowie 
an die Compliance der Patienten geknüpft 
werden.

Auch die Konstruktion des Gemeinsamen 
Bundesausschusses (G-BA) macht die Zen-
tralisierungstendenzen deutlich. Er soll 
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stärker in die Qualitätssicherung eingrei-
fen und diese steuern. Die Neuregelung 
gibt dem G-BA auch die Möglichkeit, mit 
Verweis auf die Kosten-Nutzen-Bewertung 
des IQWiG Verordnungseinschränkungen 
und -ausschlüsse in der GKV vorzunehmen. 
Der Umbau des G-BA zur Rationierungs-
behörde des Bundesgesundheitsministeri-
ums scheint damit ebenfalls beschlossene 
Sache zu sein.

Auch sieht der 2. Arbeitsentwurf des Re-
formgesetzes vor, dass die Dienstleistungs-
gesellschaften der Kassenärztlichen Ver-
einigungen und der KBV als Vertragspart-
ner für selektive Verträge im Rahmen der 
hausarztzentrierten Versorgung und der 
besonderen ambulanten ärztlichen Versor-
gung ausscheiden. Damit werden Ärzte 
ohne jeden Schutz in Einzelverträge ge-
trieben. Die bisherige Honorarsystematik 
soll durch eine Euro-Gebührenordnung 
abgelöst werden. Zugleich bleiben aber 
kostenneutral „gedeckelte Euros“ beste-
hen und die Budgetierung in der ambu-
lanten ärztlichen Versorgung wird mit 
Mengenbegrenzungen fortgeschrieben. 
Nach Ansicht von Dr. Windau entsteht so 
eine Medizin „nach Kassenlage des 
Staatshaushaltes“. 
Fazit: Besser keine Gesundheitsreform 
als diese.

Gegen Staatsmedizin
Der Vizepräsident informierte die Kreis-
ärztekammervorsitzenden auch darüber, 
dass die Sächsische Landesärztekammer 
verstärkt dringliche Gespräche mit Ver-

tretern der Bundes- und Landespolitik 
zur anstehenden Gesundheitsreform führt. 
So unter anderem mit dem SPD-Vorsit-
zenden Kurt Beck in Berlin und der Säch-
sischen Staatsministerin Helma Orosz in 
Dresden. Daneben plant das Bündnis Ge-
sundheit 2000 im Freistaat Sachsen Pa-
tientenforen in Dresden, Chemnitz, Leip-
zig.

Berufspolitisch engagierte Ärzte nötig  
Mit Blick auf die berufspolitisch heraus-
fordernden Aufgaben der nächsten Mona-
 te und Jahre warb der Vizepräsident um 
engagierte Kandidaten für die Wahl zur 
Kammerversammlung der Sächsischen 
Landesärztekammer für die Wahlperiode 
2007/2011. „Denn die Gesundheitspolitik 
macht eine aktive Mitarbeit der Sächsi-
schen Landesärztekammer notwendig, um 
die Interessen aller sächsischen Ärzte adä-
quat vertreten zu können. Die neuen Auf-
gaben erfordern besonderes Engagement“, 
so Dr. Windau. Die Ökonomisierung des 
Gesundheitssystems erfordert einen Kon-
trapunkt seitens der Ärzteschaft. Jetzt ist 
die Zeit um junge Ärzte über die Kreis-
ärztekammern für eine aktive Mitarbeit 
zu gewinnen. Um über die Beteiligungs-
möglichkeiten innerhalb der Standesver-
tretung zu informieren, wird der Vorstand 
der Sächsischen Landesärztekammer an 
Vertreterversammlungen der Kreisärztekam-
mern teilnehmen. 

In der Diskussion stellte Herr Erik Boden-
dieck, Vorstandsmitglied der Sächsischen 
Landesärztekammer, das von Frau Ge-
sundheitsministerin Helma Orosz für den 
Freistaat Sachsen initiierte Projekt „Ge-
meindeschwester“ vor. Das Ziel des Pro-
jektes ist es, die drohende hausärztliche 
Unterversorgung in ländlichen Regionen 
durch Pflegende aufzufangen und dem 
demografischen Wandel gerecht zu wer-
den. Die Gemeindeschwester werde als 

„verlängerter Arm des Arztes“ bezeichnet, 
ohne einen eigenen Verantwortungsbe-
reich der professionellen Pflege. Im Heft 
8/2006 des „Ärzteblatt Sachsen“ ist auf 
Seite 389 ein Kooperationsnetzwerk zwi-

schen der Ärzteschaft und den Kranken-
kassen mit wissenschaftlicher Begleitung 
dargestellt.
Das Projekt wurde in Mecklenburg-Vorpom-
mern gestartet unter dem Begriff Gemein-
deschwester“ als Telegesundheitsschwester 
AGNeS (Arztentlastende, Gemeindenahe, 
E-Healthgestützte, Systemische Interven-
tion).  Der Name AGNeS weckt Erinnerun-
gen an eine Fernsehserie, er steht aber vor 
allem als Abkürzung für ein Fachprogramm. 
Es handelt sich um eine an die hausärztli-
che Versorgung gekoppelte Variante. Das 
heißt, ein Hausarzt delegiert bestimmte 
Tätigkeiten auf die Telegesundheitsschwes-
ter. Sie ist unter anderem ausgerüstet mit 
Geräten zur Blutdruck- und Augendruck-
messung, EKG und Waage. Sie sucht Pa-
tientinnen und Patienten zu Hause auf, 
erhebt Befunde und übermittelt diese in 
die Arztpraxis. Der Arzt ist rechtlich ver-
antwortlich für die Arbeitsaufgaben.

Sachstand, Probleme und Weiterentwick-
lungen der Fortbildungszertifizierung
Professor Dr. med. habil. Otto Bach
Vorstandsmitglied,
Vorsitzender der Sächsischen Akademie 
für ärztliche Fort- und Weiterbildung
Frau Dr. med. Kathrin Bräutigam
Ärztliche Geschäftsführerin
Die Zahl der zu zertifizierenden Fortbil-
dungsveranstaltungen steigt von Jahr zu 
Jahr. Im Jahr 2005 wurden 6.800 Veran-
staltungen und bis August 2006 bereits 
6.518 Veranstaltungen zertifiziert. Damit 
verbunden ist eine enorme Zunahme des 
bürokratischen Aufwandes in der Haupt-
geschäftsstelle. Ebenso stieg die Zahl der 

Die Kreisärztekammervorsitzenden,  
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ausgereichten Fortbildungszertifikate. Bis 
zum 29. September wurden bereits 384 
Zertifikate erteilt.

Ende des Jahres 2006 soll das online 
Punktekonto endgültig funktionieren. Die 
Ausgabe der Passwörter steht noch aus. 
Der Fortbildungskalender wird online auf 
der Homepage der Sächsischen Landesärz-
tekammer abgebildet werden. Auch soll 
bis Ende dieses Jahres die Anmeldung 
von Veranstaltungen online möglich sein. 
Die online Bereitstellung des Punktekon-
tos, die online Anmeldung von Veranstal-
tungen und der Internet-Fortbildungska-
lender sind Gemeinschaftsprojekte der 
Ärztekammer Sachsen-Anhalt, Branden-
burg und der Sächsische Landesärztekam-
mer. Die Fortbildungsbeilage im „Ärz-
teblatt Sachsen“ soll in ihrer Form aber 
bestehen bleiben. Die Veröffentlichung 
der gestiegenen Anzahl an Veranstaltun-
gen muss intensiver über das Internet er-
folgen.

In diesem Jahr laufen die Akkreditierungs-
verträge mit jenen Einrichtungen aus, die 
ihre Fortbildungsveranstaltungen selbst 
bepunkten können. Diese Akkreditierun-
gen sollen auf jeden Fall fortgesetzt wer-
den. Die Vorsitzenden der Kreisärztekam-
mern wurden informiert, dass der Kammer-
versammlung im November 2006 einige 
Änderungen der Fortbildungssatzung vor-
geschlagen werden. Diese Änderungen 
sollen der Tatsache Rechnung tragen, dass 
in manchen Bundesländern von der Mus-
tersatzung abweichende Regelungen be-
stehen, die erforderlich machen, unsere 
Satzung zu modifizieren.

Einführung der elektronischen Gesund-
heitskarte und des elektronischen 
Arztausweises (HPC) ab 2006 – 
Sachstand
Frau Dipl.-Ök. Kornelia Keller,  
Kaufmännische Geschäftsführerin
Die Einführung der elektronischen Gesund-
heitskarte und des elektronischen Arztaus-
weises verzögert sich weiter. Zunächst sind 
in den acht Testregionen Tests mit 10.000 

Versicherten geplant. Als Testbeginn ist 
der 23. März 2007 vergesehen. Die Test-
region in Sachsen, Löbau / Zittau ist als 
Starterregion vorgesehen. Der Beginn und 
die Abläufe für die weiterführenden Tests 
mit 100.000 Versicherten in zwei Testre-
gionen stehen noch nicht fest. 
Kernanforderungen der Leistungserbrin-
ger an die Gestaltung der Telematikinfra-
struktur sind:

Schutz des Vertrauensverhältnisses 
zwischen Arzt und Patient durch die 
Schaffung einer sicheren und vertrau-
enswürdigen Infrastruktur.
Sicherung von reibungslosen Praxis-
abläufen.
Sicherung der Therapiehoheit des Arz-
tes.
Kein bürokratischer Mehraufwand.
Finanzierung des telematikbedingten 
Investitions- und Organisationsaufwan-
des.

Die Landesärztekammern sind auf die Aus-
gabe der elektronischen Arztausweise vor-
bereitet und werden die Entwicklung im 
Sinne der Ärzteschaft weiter begleiten.

Vorbereitung der Wahl für die Kam-
merversammlung der Sächsischen Lan-
desärztekammer in der Wahlperiode 
2007 bis 2011

■

■

■

■
■

Dr. Stefan Windau, Vizepräsident
Frau Dr. jur. Verena Diefenbach
Landeswahlleiterin, 
Hauptgeschäftsführerin
Mit Blick auf die Neuwahl von Vorstand 
und Kammerversammlung (2007/2011) 
wies Dr. Windau darauf hin, dass mög-
lichst viele engagierte Ärzte für die viel-
fältigen Aufgaben der Sächsischen Landes-
ärztekammer, insbesondere in der Kammer-
versammlung, gewonnen werden müssen. 

Die Ausschüsse der Sächsischen Landes-
ärztekammer sind für aktuelle Themen-
stellungen wichtige und notwendige Ar-
beits- und Beratungsgremien. Damit die 
Sächsische Landesärztekammer weiterhin 
Vertreterin der Ärzteinteressen sein kann, 
benötigt die Selbstverwaltung vor allem 
die kreative Mitarbeit der jungen Ärztin-
nen und Ärzte.
Der Zeitplan für den Ablauf der Wahl für 
die Kammerversammlung der Sächsischen 
Landesärztekammer für die Wahlperiode 
2007/2011, die Auflegungsorte für die 
Wählerlisten und Hinweise für die Wahl 
der Kammerversammlung sind in diesem 
Heft auf den Seiten 518 bis 522 abgedruckt.

Prof. Dr. med. habil. Winfried Klug
Knut Köhler

Referent für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
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